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Kapitel 4: Digitalisierung demokratisch, gerecht und nachhaltig gestalten 1 

Digitalisierung ist überall. Alle von uns tragen meistens mehrere digitale Geräte mit sich. Sie 2 
bestimmt große Teile unserer Arbeit und Freizeit. Digitalisierung erleichtert unseren Alltag, 3 
aber sie erleichtert es auch, dass von jedem von uns massenhaft Daten gesammelt werden, 4 
wir überwacht und kontrolliert werden können. 5 

Digitale Infrastruktur und die wichtigsten Plattformen sind derzeit meist in den Händen 6 
riesiger privater Firmen, häufig mit Sitz in den USA: Google, Amazon, Microsoft, Meta, X, … 7 
Sie prägen unser digitales Leben. Und sie alle gehören den reichsten Männern der Welt! 8 
Diese nutzen diese Macht, um ihre Position zu stärken. Das gilt nicht nur für Firmen aus 9 
Amerika, sondern auch für Konzerne und Überreiche in Europa. Den ersten größeren 10 
Versuch einer Regulierung dieser Plattformen in der Europäischen Union stellt der „Digital 11 
Service Act“ dar, der seit 2024 vollständig in Kraft ist. 12 

Wir Linke wollen Digitalisierung hier in NRW so gestalten, dass sie der Mehrheit der 13 
Menschen dient. Wir brauchen dafür sehr viel mehr digitale Infrastruktur in öffentlicher 14 
Hand. Unsere Digitalpolitik orientiert sich an folgenden Grundsätzen: 15 

• Sozial und gerecht: Alle müssen gleichermaßen von der Digitalisierung profitieren. 16 
Niemand darf ausgeschlossen werden, weil sie*er nicht die nötigen Endgeräte, den 17 
Zugang oder das Wissen hat. 18 

• Öffentlich und demokratisch: Digitalisierung darf nicht in der Hand einiger weniger 19 
sein. Die Infrastruktur sollte in öffentlicher Hand liegen, transparent und demokratisch 20 
gesteuert werden. Unsere Digitalisierung soll demokratische Prozesse und die 21 
digitale Souveränität aller Bürger*innen stärken.  22 

• Ökologisch nachhaltig: Jede Digitalisierung muss auch ökologisch nachhaltig sein. 23 
Strom- und Ressourcenverbrauch sind nur vertretbar, wenn es einem 24 
gesellschaftlichen Nutzen dient. 25 

• Selbstbestimmt: Alle sollen das Recht haben, ein analoges Leben zu führen. Niemand 26 
darf zur Verwendung digitaler Dienste gezwungen oder gedrängt werden. 27 

Wir wollen digitale Konzepte fachlich korrekt besprechen und uns nicht von Hypes, Trends 28 
und unklaren Versprechen leiten lassen. 29 

4.1 Digitaler Alltag 30 

Bildschirme und digitale Technologien bestimmen unseren Alltag auch in NRW. Sie sind 31 
überall: In Zügen und Bussen, in Restaurants, an den Straßen und Wegen, beim Einkaufen 32 
und bei vielen Freizeitbeschäftigungen und in fast allen Berufen. Sie sind ein großer Teil 33 
unseres Privatlebens. Viele Menschen verbringen unzählige Stunden am Smartphone, am 34 
Computer und im Internet. Ein Großteil unseres zwischenmenschlichen Austauschs läuft 35 
darüber. Als Informationsquelle, bei der Kommunikation mit anderen, zu 36 
Unterhaltungszwecken und für politische Diskussionen und Meinungsbildung ist das Internet 37 
mittlerweile nicht mehr wegzudenken. Vieles davon passiert auf großen profitorientierten 38 
Plattformen wie TikTok, Instagram, Facebook oder X (Twitter). Auch große Institutionen, 39 
öffentliche Einrichtungen und ursprünglich analoge Medien müssen dort mitspielen und 40 
diese Plattformen bedienen. Viele Geschäfte verzichten mittlerweile sogar auf eine eigene 41 
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Internetseite und haben nur noch ein Instagram-Profil. Hinter diesen Plattformen stecken 42 
private, milliardenschwere Tech-Konzerne, die den reichsten Menschen der Welt gehören. 43 
Ihnen geht es darum, Gewinne zu erzielen und ihre Macht auszuweiten. Die verwendeten 44 
Algorithmen werden nach psychologischen Erkenntnissen entwickelt, um süchtig zu 45 
machen. Sie befeuern Falschinformationen und Extremismus und können krank machen. Sie 46 
sind maximal intransparent, obwohl sie so einen gigantischen Einfluss auf unsere 47 
Demokratie und unser Zusammenleben haben. Wir wollen mit Nachdruck erreichen, dass 48 
sich die Landesregierung den Herausforderungen und Risiken der zunehmenden 49 
Abhängigkeit von Plattformen stellt und daraus Handlungen in verschiedenen Bereichen 50 
ableitet. Dazu gehört vor allem die Bildung an Schulen und Hochschulen, für die im 51 
Bundesland die maßgebliche Verantwortung trägt.   52 

4.1.1 Keine Verbote, sondern Regulierung der Plattformen, Aufklärung und Bildung 53 

Die von CDU und SPD geforderten Social-Media-Verbote für Jugendliche lehnen wir ab. 54 
Verbote sind umgehbar und funktionieren nur bei weitgehender Kontrolle und Überwachung 55 
der Nutzer*innen. Die süchtig machenden Designs der Plattformen schaden nicht nur 56 
Jugendlichen, sondern Menschen in allen Altersgruppen. Als Linke treten wir grundsätzlich 57 
dafür ein, Jugendliche ernst zu nehmen und ihnen mehr Rechte und Mitsprache zu geben. 58 
Sie dürfen nicht aus diesem Teil der Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Stattdessen 59 
wollen wir die Plattformen für ihre schädlichen Auswirkungen in die Verantwortung nehmen, 60 
indem wir beispielsweise gesundheitsschädliche Algorithmen gesetzlich verbieten.  61 

Für die Regulierung der Plattformen braucht es politische Entscheidungen auf Bundes- und 62 
europäischer Ebene. Wir wollen Druck im Landtag machen, dass sich NRW dafür stark 63 
macht. Einiges können wir auch im Landtag ändern oder anschieben. 64 

Dazu gehört auch die Förderung und Beteiligung am Fediverse, einem 65 
datenschutzfreundlichen, dezentrales Netzwerk sozialer Medien. Es gehört keinem 66 
einzelnen Konzern und verzichtet auf Algorithmen, Tracking und personalisierte Werbung. 67 
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Als Linke wollen wir: 68 
• Aufklärung und Bildung: Alle Altersgruppen sollen Bildungsangebote in Digital- und 69 

Medienkompetenz erhalten und über die Risiken der Plattformen und Algorithmen 70 
aufgeklärt werden 71 

• NRW soll auf alternativen Plattformen, wie im Fediverse, sichtbar sein und dort 72 
Teilhabe für alle Menschen unabhängig von Big-Tech-Unternehmen ermöglichen, z.B. 73 
über eigene Mastodon-Instanzen 74 

• Als langfristiges Ziel die Abkehr von kommerziellen Plattformen 75 
• Profile des Landes und der Landesregierung auf freien Alternativen nach Fediverse-76 

Standard 77 
• Plattformen in die Verantwortung nehmen statt Social-Media-Verboten: die 78 

Landesregierung soll Druck machen für die Durchsetzung des Digital Services Act 79 
und des Digital Markets Acts und die Weiterentwicklung zu einem Digital Fairness Act 80 
fördern, der echte Transparenz schafft und süchtig machende Algorithmen verbietet. 81 

• gute Arbeitsbedingungen für Content-Moderator*innen. Wir unterstützen ihre 82 
Arbeitskämpfe und wollen, dass Content Moderation als Ausbildungsberuf anerkannt 83 
wird. 84 

4.1.2 Datenschutz stärken 85 

Plattformen, die wir täglich benutzen, sammeln Unmengen an Daten von uns allen, können 86 
diese verkaufen und uns mit ihnen beeinflussen. Nicht nur die großen digitalen Plattformen, 87 
sondern auch z.B. Wetter Online mit Sitz in Bonn, haben bereits massenhaft Daten an ihre 88 
„Werbepartner“ verkauft. Dadurch sind in international gehandelten Werbedatenbanken 89 
genaue Standortdaten vieler Menschen, wo sie wohnen, arbeiten und ihre Freizeit 90 
verbringen. In Zeiten der Digitalisierung ist Datenschutz kein Nischen-Thema, sondern 91 
entscheidend für den Schutz unserer Grundrechte. Wir wollen erreichen, dass Ende-zu-92 
Ende-Verschlüsselung zum Standard gemacht wird und dass Geräte und Anwendungen ab 93 
Werk auf den höchstmöglichen Datenschutz voreingestellt sein müssen („Privacy-by-94 
default“). 95 

Digitale Geräte spielen auch in unseren privaten Wohnungen eine immer größere Rolle. Wir 96 
wollen, dass Intelligente Rauchmelder und Heizungsanlagen nicht zur Überwachung von 97 
Wohnraumnutzung oder Heizverhalten verwendet werden dürfen. 98 

Die Rechte der Bürger*innen werden gesetzlich durch die Datenschutzgrundverordnung der 99 
EU (DSGVO) geregelt. Wir setzen uns dafür ein, dass die DSGVO deutlich verbessert wird. 100 
Ergänzen wollen wir beispielsweise das Verbot personalisierter Onlinewerbung, des Handels 101 
mit personenbezogenen Daten oder des Einbaus von überwachenden Rauchmeldern oder 102 
Heizungsanlagen in Mietwohnungen. 103 

Auch auf der Ebene des Landtags wollen wir den Daten- und Verbraucher*innenschutz 104 
besser ausstatten und fördern. 105 
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Als Linke wollen wir: 106 
• Ausreichende Ausstattung der Landesdatenschutzbehörde. 107 
• Deutliche Erhöhung der institutionellen Förderung der Verbraucherzentrale NRW 108 

durch das Land 109 
• Konsequente Verfolgung und konsequentes Vorgehen bei Verstößen gegen die 110 

DSGVO. 111 

4.2 Digitale Verwaltung 112 

4.2.1 Digitale Verwaltung effizient, transparent und datensparsam gestalten 113 

Wir brauchen in NRW eine Verwaltung, welche Menschen in den Mittelpunkt stellt. Digitaler 114 
Datenaustausch und -verarbeitung bieten enorme Chancen um den Bürger*innen die 115 
Bürokratie zu erleichtern und Ämter zu entlasten. 116 

Die Möglichkeiten, Anträge an Land oder Kommune digital zu stellen, nötige Formulare 117 
online auszufüllen oder Dokumente einzureichen, sollen leicht zugänglich, 118 
benutzerfreundlich, mehrsprachig und barrierefrei unter höchsten Datenschutzstandards 119 
ausgebaut werden. Dabei ist es wichtig, dass niemand zur Nutzung digitaler Dienste 120 
gezwungen oder durch vermeidbare Barrieren von ihnen ausgeschlossen wird. Um die 121 
Qualität der vorhandenen Angebote zu verbessern und neue zu schaffen, soll der 122 
landeseigene IT-Dienstleister IT.NRW gestärkt werden.  123 

Die Erhebung sämtlicher Daten ist dabei stets auf ein notwendiges Minimum zu reduzieren. 124 
Alle Bürger*innen haben das Recht zu wissen, welche Daten dabei wie und wo gespeichert 125 
werden. Der Datenaustausch zwischen den Behörden soll rechtlich geregelt und erleichtert 126 
werden, falls es im Sinne der Bürger*innen und im Einklang mit Datenschutzregelungen und 127 
den Bürgerrechten erfolgt. Dieser darf jedoch nur unter expliziter Einwilligung geschehen 128 
und muss stets transparent und optional sein.  129 

Digitalisierung kann Prozesse vereinfachen, sie darf aber nicht dazu führen, dass 130 
Verwaltungsverfahren undurchsichtiger werden. Wenn Entscheidungsverfahren 131 
automatisiert werden, dann darf dies nicht mit KI-Systemen passieren, da diese nicht 132 
nachvollziehbar sind. Allerdings können mit klassischen Automatisierungen Positivbescheide 133 
automatisiert ausgestellt werden. Bei Ablehnungen muss weiter das 4-Augen-Prinzip gelten. 134 
Wenn Prozesse durch Digitalisierung effizienter werden, dann müssen die frei gewordenen 135 
Kapazitäten genutzt werden, um Beratungen und Hilfsangebote zu verbessern. 136 

Als Linke wollen wir: 137 
• IT.NRW stärken, um digitale Angebote in öffentlicher Hand zu fördern 138 
• das Wissen in landeseigenen IT-Betrieben aufbauen und festigen 139 
• das Sammeln von Daten über die Bürger*innen auf ein Minimum reduzieren 140 
• Automatisierungen sollen immer transparent erfolgen. Ablehnungen diverser Anträge 141 

müssen immer durch Menschen überprüft werden. 142 

4.2.2 Datensouveränität als Pflicht und als Chance 143 

Die IT der öffentlichen Verwaltung ist schon lange zur kritischen Infrastruktur geworden. In 144 
Anbetracht dieser Tatsache müssen Behörden und öffentliche Unternehmen höchste 145 
Sicherheitsanforderungen erfüllen. Dies ist nicht mehr zu gewährleisten, sobald sich die 146 
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Infrastruktur in Abhängigkeit von einzelnen Unternehmen befindet. Soft- und Hardware, 147 
welche nicht ausgetauscht oder eigenständig betrieben werden kann, stellt eine Gefahr für 148 
die Funktion und Sicherheit der Behörden sowie des öffentlichen Lebens dar. 149 

Wir wollen schnellstmöglich dafür sorgen, dass alle Clouddienste der NRW-150 
Landesverwaltung DSGVO-konform sind. Den Einsatz von Diensten auf Basis informeller 151 
Absprachen wie es mit dem „EU-US Privacy Shield" und „Safe Harbor" war,– werden wir 152 
beenden. Beide Dienste hat der Europäische Gerichtshof bereits für nichtig erklärt. Den US 153 
CLOUD Act sehen wir als direkte Bedrohung der digitalen Souveränität: Er zwingt US-154 
Unternehmen wie Amazon, Microsoft oder Google amerikanischen Behörden Zugriff auf 155 
Daten zu gewähren – auch wenn diese in Deutschland gespeichert sind. Das widerspricht 156 
der DSGVO grundlegend. Wir werden deshalb mittelfristig auf europäische oder öffentlich 157 
betriebene Cloud-Infrastrukturen umstellen. 158 

Wir setzen uns für die Nutzung freier und offener Software ein, wo immer dies möglich ist. 159 
Hierbei gilt es nicht nur neue Abhängigkeiten zu vermeiden. Ebenso sollen bestehende 160 
Abhängigkeiten systematisch erfasst und abgebaut werden. Öffentliche Software-Aufträge 161 
müssen transparent, sicher und herstellerunabhängig sein. Mit öffentlichen Geldern 162 
entwickelter Code sollte öffentlich verfügbar sein. Um eine zu starke Bindung an den 163 
Anbieter (Lock In Effekte) zu vermeiden, muss schon in der Bewerbung angegeben werden, 164 
wie einzelne Software-Komponenten ausgetauscht werden könnten. Insbesondere hier 165 
müssen offene Datenstandards verwendet werden, damit Daten zwischen verschiedenen 166 
Anwendungen ausgetauscht werden können. 167 

Ein Umbau hin zu mehr Datensouveränität ist als Chance zu verstehen. Freie Software 168 
ermöglicht es, Programme zwischen Behörden besser auszutauschen und anzupassen. 169 
Aufträge zur Entwicklung und Betreuung dieser Software können so einfacher an lokale 170 
kleine und mittelständige Unternehmen vergeben werden, wodurch NRW als 171 
Wirtschaftsstandort gestärkt wird, während gleichzeitig Abhängigkeiten vermieden 172 
werden. Die landes- und bundesweite Koordinierung solcher Anschaffungen soll dabei 173 
Kosten sparen, indem die mehrfache Auftragsvergabe für Software mit ähnlichen 174 
Anforderungen durch unterschiedliche Kommunen vermieden wird. Dadurch wird auch die 175 
Pflegbarkeit und die Sicherheit unserer Verwaltungsinfrastruktur verbessert. 176 
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Als Linke wollen wir: 177 
• eine Landesweite Koordinierung der IT-Beschaffung 178 
• Open-Source-First im Vergaberecht verankern 179 
• Lock-In-Effekte (die Abhängigkeit von einem Anbieter) vermeiden: Im Vergaberecht 180 

sollen Exit-Strategien und Anforderungen festgelegt werden, wie Daten zwischen 181 
verschiedenen Software-Anbietern ausgetauscht werden können 182 

• die Umstellung der Verwaltung auf freie Betriebssysteme nach Vorbild Schleswig-183 
Holsteins 184 

• eine zentrale Plattform (z.B. OpenCode.de) für Software der öffentlichen Verwaltung 185 
etablieren und fördern 186 

• die Beteiligung NRWs am Zentrum für Digitale Souveränität (ZenDiS), damit 187 
Alternativen zu Microsoft wie OpenDesk und OpenCode unkompliziert genutzt 188 
werden können 189 

• den Ausbau und eine gute Ausstattung landeseigener und kommunaler IT-190 
Dienstleistern, um Resilienz und Unabhängigkeit zu gewährleisten. 191 

4.2.3 Datensicherheit 192 

Cyberangriffe bedrohen kritische Infrastruktur wie Krankenhäuser, Energieversorgung und 193 
Behörden – aber auch Bürger*innen. Phishing, Identitätsdiebstahl und Datenlecks nehmen 194 
zu.  195 

Wer Sicherheitslücken verantwortungsvoll meldet, darf dafür nicht strafrechtlich verfolgt 196 
werden. Wir wollen IT-Sicherheitsforschung und Whistleblower*innen entkriminalisieren und 197 
eine unabhängige Meldestelle für Sicherheitslücken in NRW einrichten und uns auf 198 
Bundesebene für umfassenden Whistleblower-Schutz einsetzen. Wir fordern den Aufbau 199 
regionaler IT-Sicherheitsinfrastrukturen in ganz NRW sowie eine zentrale, vom Land 200 
finanzierte Beratungsstelle für Ersthilfe bei IT-Sicherheitsvorfällen.  201 

Mit Blick auf Quantencomputing müssen die Verschlüsselungsstandards der 202 
Landesinfrastruktur rechtzeitig auf quantenresistente Verfahren umgestellt werden, um die 203 
langfristige Sicherheit der Daten in der NRW-Landesinfrastruktur zu gewährleisten. 204 

Das CERT NRW ist die zentrale Anlaufstelle der Landesverwaltung Nordrhein-Westfalens für 205 
präventive und reaktive Maßnahmen in Bezug auf sicherheits- und verfügbarkeitsrelevante 206 
Vorfälle in IT-Systemen. Wir wollen es auch den Kommunen in NRW zur Verfügung stellen. 207 

Als Linke wollen wir: 208 
• regionale IT-Sicherheitsinfrastrukturen landesweit aufbauen. CERT.NRW soll für eine 209 

sichere digitale Infrastruktur auch den Kommunen zur Verfügung stehen 210 
• Eine Zentrale Beratungsstelle in NRW für Cyberangriffe einrichten 211 
• IT-Sicherheitsforschung und Whistleblower*innen entkriminalisieren und eine 212 

Meldestelle für Sicherheitslücken schaffen 213 
• die Landesinfrastruktur auf quantenresistente Verschlüsselung umstellen 214 

4.3 Für Transparenz und freie Software  215 

4.3.1 Öffentliche Gelder für freie Software mit offenen Standards 216 
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Nach dem Prinzip „Public Money = Public Code“ wollen wir erreichen, dass öffentlich 217 
mitfinanzierte Software offene Standards einhält und als freie Software lizenziert wird. Alle 218 
Menschen können den zugrunde liegenden Code dann sehen, ihn verwenden und ihn 219 
überprüfen. Um gezielt diese große Community und Projekte aus NRW zu fördern, welche 220 
freie Software mit offenen Standards und hohen Datenschutzanforderungen anbieten, 221 
richten wir einen NRW-Innovationsfonds ein, der aus den Einsparungen durch die öffentliche 222 
Nutzung von eben solcher Software finanziert werden kann. 223 

Als Linke wollen wir: 224 
• Software-Projekte mit öffentlichen Geldern finanzieren, wenn dabei freie Open-225 

Source-Software mit offenen Standards entsteht 226 
• die Einsparung von Lizenzkosten, indem wir in der Landesverwaltung freie Open-227 

Source Software verwenden 228 
• einen „NRW-Innovationsfonds“ einrichten: konkret für Projekte und Communities, die 229 

freie Software entwickeln und sich damit am Gemeingut beteiligen. 230 

4.3.2 Datentransparenz auf allen Ebenen 231 

Öffentliche Daten wollen wir der Allgemeinheit in freien Formaten zur Verfügung stellen. In 232 
Anlehnung an das Dokumentations- und Informationssystem für Parlamentsmaterialien (DIP) 233 
des Bundestages soll ein Transparenzportal für NRW geschaffen werden. Behörden und 234 
öffentliche Unternehmen müssen hier sämtliche Daten von öffentlichem Interesse, 235 
insbesondere Verträge, Treffen mit Interessenvertreter*innen oder Gutachten 236 
veröffentlichen. 237 

Informationserlangung soll keine Holschuld der Bürger*innen sein, sondern eine Bringschuld 238 
des Staates. Wir werden das Informationsfreiheitsgesetz zu einem Transparenzgesetz 239 
weiterentwickelt wird. 240 

4.4 Nachhaltige Digitalisierung 241 

Im Rahmen der Digitalisierung werden die zu verarbeitenden Datenmengen immer größer. 242 
Damit steigt auch der Ressourcenverbrauch, besonders bei den endlichen Rohstoffen für 243 
Hardware und dem Energiebedarf besonders für Rechenzentren. 244 

Der immer größer werdende Ressourcenverbrauch betrifft schon seit einigen Jahren 245 
Bereiche wie Streaming oder Gaming und vervielfacht sich mit der Etablierung von 246 
Sprachmodellen („künstliche Intelligenz“). Riesige Rechenzentren werden als „KI-Fabriken“ 247 
gebaut, die häufig ineffizient sehr große Mengen an Strom und Wasser verbrauchen.  248 

Wenn gleichzeitig der Ausbau erneuerbarer Energien stockt und auf Energieeffizienz zu 249 
wenig Wert gelegt wird, wird neben anderen großen Emissionstreibern auch die 250 
Digitalisierung zum Problem für den Klimaschutz. 251 

Wir wünschen uns die Entwicklung und Nutzung nachhaltiger Software, die effizient ist und 252 
wenig Strom verbraucht. 253 

Wir wollen sozialökologische Kriterien in der IT-Beschaffung des Landes Nordrhein-254 
Westfalen verankern. Dabei spielen vor allem Produktionsbedingungen, 255 
Solidität/Lebensdauer, Erweiterbarkeit, Reparaturfreundlichkeit und Recyclebarkeit eine 256 
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Rolle. Zusätzlich braucht es einen Software-TÜV für nachhaltige Software als Bedingung für 257 
die Anschaffung durch die öffentliche Hand. 258 

Wir wollen, dass weniger weggeworfen wird. Auch IT-Technik kann länger leben, wenn man 259 
sie reparieren oder nach dem Ende der Nutzung einer neuen Verwendung zuführen kann. 260 
Hersteller sollen Ersatzteile und Anleitungen anbieten müssen. Reparatur und Umbau von 261 
Hardware sowie Erneuerung von Soft- und Firmware muss erlaubt sein. Geplante 262 
Obsoleszenz (eingebaute Sollbruchstellen) gehört verboten. 263 

Hacker- und Makerspaces als Orte nachbarschaftlicher und gemeinnütziger Selbsthilfe 264 
werden wir fördern, insbesondere in sozial benachteiligten Gegenden. Daneben sollen 265 
offene, gemeinnützige digitale Plattformen für gegenseitige Hilfe, Warentausch und 266 
Bündelung von Transporten und Bestellungen gefördert und zentral beworben werden.  267 

Als Linke wollen wir: 268 
• Auswirkungen auf Umwelt und Klima bei jeder Entscheidung zum Bau von 269 

Rechenzentren beachten 270 
• Nachhaltigkeitskriterienkatalog als „Software-TÜV“ entwickeln und ausschließlich 271 

nachhaltige IT auf Landes- und kommunaler Ebene fördern und einsetzen 272 
• Förderung von „Repair-Cafés“ und anderen Initiativen zum nachhaltigen Umgang mit 273 

Technik 274 
• Hacker- und Makerspaces, gemeinnützige Hilfe zur Reparatur, Weiterverwendung 275 

und gegenseitigem IT-Support fördern 276 

4.5 Künstliche Intelligenz 277 

Die rasante Verbreitung von KI-Systemen verändert die Arbeit, die öffentliche 278 
Daseinsvorsorge und das gesellschaftliche Leben auch in NRW grundlegend. Während vor 279 
allem große Tech-Konzerne in den USA davon profitieren, tragen Beschäftigte, Nutzer*innen 280 
und die Allgemeinheit bisher die Risiken. Wir stehen stattdessen für eine KI-Politik, die nicht 281 
dem Profitinteresse der Unternehmen, sondern allen Menschen dient. 282 

Risiken von KI ernst nehmen, Chancen nachhaltig und demokratisch nutzen 283 

KI-Systeme, insbesondere große Sprachmodelle (Chat-Bots) oder generative KI (zum 284 
Erstellen von Bildern und Videos), haben große Risiken, die wir als Gesellschaft ernst 285 
nehmen müssen. Dies beinhaltet die Verstärkung von Vorurteilen in den Trainingsdaten, die 286 
massenhafte Aneignung von Arbeit und die enormen ökologischen Folgekosten. Dazu 287 
kommt die leichtere Verbreitung von Falsch-Informationen und die Vereinfachung von 288 
Gewalt, z.B. durch sogenannte Deep Fakes. 289 

All diese Risiken müssen wir ernst nehmen, wenn wir den Umgang mit KI-Systemen regeln. 290 

Zugleich können auch Chancen in der Entwicklung und Nutzung von Künstlicher Intelligenz 291 
liegen. Zum Beispiel können mit Hilfe von KI-Arbeitsabläufe erleichtert, Barrieren abgebaut 292 
oder medizinische Diagnosen zuverlässiger und schneller gemacht werden. In jedem Fall 293 
müssen die politischen verantwortlichen Stellen aber dringend für eine Regulierung sorgen, 294 
die Diskriminierung verhindert, Beschäftigte schützt und die natürlichen Ressourcen schont. 295 
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4.5.1 Gemeinwohlorientierte KI-Forschung in öffentlicher Hand und verantwortlicher 296 
Einsatz von Automatisierungen 297 

Die KI-Forschung findet heute fast ausschließlich bei großen Konzernen statt – das prägt, 298 
welche Fragen gestellt werden und welche nicht. Deshalb müssen wir in den öffentlichen 299 
Einrichtungen forschen – etwa zu algorithmischer Diskriminierung, zu KI in der Pflege, zu 300 
ökologischen Fragestellungen und zu den Auswirkungen von Automatisierung auf 301 
Beschäftigte in NRW-Branchen wie Logistik, Stahl und Verwaltung.  302 

Für die Vereinfachung von Arbeitsabläufen gibt es ethisch vertretbare Mechanismen oder 303 
klassische Automatisierungen, auch bestimmte KI-Systeme. 304 

Das Land NRW soll die Gründung eines Instituts zur Erforschung von Chancen und Risiken 305 
der Digitalisierung und ihrer demokratischen Regulierung auf den Weg bringen und dieses 306 
aus Landesmitteln fördern. Das Institut soll die öffentliche Hand mit unabhängiger Expertise 307 
ausstatten und so zur demokratischen Kontrolle von KI-Systeme beitragen. 308 

Als Linke wollen wir: 309 
• Förderung gemeinwohlorientierter KI-Forschung unter öffentlicher Trägerschaft in 310 

einem neu zu bildenden Landesinstitut 311 
• Vereinfachung von Arbeitsabläufen in der Verwaltung nur durch ethisch vertretbare 312 

KI-Systeme, z.B. klassifizierende KI-Systeme 313 

4.5.2 Schutz vor KI-gestützter Diskriminierung 314 

KI-Systeme übernehmen die Vorurteile der Trainingsdaten und verstärken sie weiter. Das 315 
betrifft besonders benachteiligte Gruppen, wie unter anderem Frauen und Schwarze und 316 
andere Menschen of Colour. Dabei lässt sich bei heute gängigen KI-Systemen nicht 317 
nachvollziehen, warum sie eine Entscheidung getroffen haben. Das macht es für Betroffene 318 
besonders schwerdagegen vorzugehen. Hinzu kommt ein sich verstärkender Algorithmus: 319 
Marginalisierte Gruppen werden besonders häufig bei Entscheidungen benachteiligt, haben 320 
aber auch besonders wenig Ressourcen sich dagegen zu Wehr zu setzen. Das KI-System 321 
lernt dadurch, dass diese Entscheidung „richtig“ war und marginalisiert diese Personen 322 
Gruppen noch weiter. Daher sind die heute gängigen KI-Systeme und Algorithmen für den 323 
Einsatz in der Entscheidungsfindung in der Verwaltung nicht geeignet. Dies trifft in 324 
besonderer Weise auf die Sicherheitsbehörden zu. 325 
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Als Linke wollen wir: 326 
• Kein Einsatz von agentischen (proaktiven) KI-Systemen in der Entscheidungsfindung 327 

bei Verwaltung, z.B. im Sozialleistungsbereich. 328 
• Keine Verwendung von KI-Systemen bei der Polizei. 329 
• Aufnahme des Schutzes vor KI-basierter Diskriminierungen in die 330 

Gleichstellungsgesetze. 331 
• Keinerlei biometrische Massenüberwachung im öffentlichen Raum, wie 332 

algorithmisches Profiling durch Behörden und KI-gestützte Verfolgung. 333 
• Landesweites KI-Transparenzregister.  334 
• KI-Systeme im öffentlichen Einsatz müssen transparent sein: Code, Trainingsdaten 335 

und Entscheidungslogik müssen offengelegt werden. 336 

4.5.3 Folgen von KI für Arbeitsbedingungen und Urheberrechte 337 

Die heute gängigen KI-Systeme sind meist erstellt worden, indem sich massenhaft Arbeit 338 
angeeignet wurde. Um z.B. große Sprachmodelle (Chat-Bots) oder Bildgeneratoren zu 339 
erstellen, wurden riesige Mengen an Daten ohne die Zustimmung der Urheber*innen aus 340 
dem Internet entnommen. Die entwendeten Datenwurden unter ausbeuterischen 341 
Arbeitsbedingungen bei Subunternehmen im Globalen Süden sortiert. Die so entstandenen 342 
Systeme werden nun auch dazu genutzt, Arbeitsplätze zu streichen und die Arbeit von 343 
Kreativschaffenden zu entwerten. 344 

Als Linke wollen wir: 345 
• die Anschaffung von KI-Systemen für die öffentliche Hand nur unter Berücksichtigung 346 

ethischer, arbeitsrechtlicher und ökologischer Standards 347 
• die Einrichtung einer Ethikkommission für den KI-Einsatz 348 
• keinen Stellenabbau durch KI-Einsatz: Zustimmungspflicht von 349 

Arbeitsnehmer*innenvertreter*innen bei jeglichem Einsatz von KI-Systemen. 350 
Rationalisierungsgewinne durch Automatisierung müssen an die Belegschaften 351 
weitergegeben werden. 352 

• keinen Einsatz generativer KI-Systeme in der Öffentlichkeitsarbeit der 353 
Landesregierung und -behörden. 354 

• das Landesprojekt „KI in Kunst und Kultur“ mit Geschäftsstelle in Dortmund muss als 355 
Aufklärungszentrum bezüglich der Risiken und Gefahren von KI-Systemen 356 
weiterentwickelt werden, das Kreativschaffende hilft, ihre Rechte gegenüber 357 
Auftraggebern zu wahren. Es darf nicht nur als KI-Zentrum zur Verbreitung von KI-358 
Lösungen dienen. Darüber hinaus sollen die genauen Inhalte des Projektes 359 
transparent veröffentlicht werden. 360 

4.5.4 Ökologische Folgekosten berücksichtigen 361 

Das Trainieren von KI-Modellen und der Einsatz generativer KI-Systeme verbraucht 362 
Unmengen an Energie. Für das Training sollen auch in NRW ganze Rechenzentren gebaut 363 
werden, obwohl hier noch Rechenkapazitäten frei sind. Dabei machen bisher alle 364 
generativen KI-Systeme Verluste und stellen auch wirtschaftlich eine gefährliche 365 
Spekulationsblase dar. Trotzdem werden für Rechenzentren gigantische Flächen versiegelt, 366 
ein riesiger Stromverbrauch reserviert und ein Wasserverbrauch in noch unbekannter Höhe 367 
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in Kauf genommen. Rechenzentren gehören wie z.B. Straßen, Krankenhäuser und ähnliches 368 
zur öffentlichen Infrastruktur und sollten deshalb in öffentlicher Hand liegen. 369 

Als Linke wollen wir: 370 
• Verpflichtende Nachhaltigkeitsanalyse bei jedem Einsatz von KI-Systemen 371 
• den Bau von Rechenzentren in Nordrhein-Westfalen nur unter strengen 372 

Umweltauflagen genehmigen 373 

4.5.5 Digitale Bildung stärken: Über KI-Risiken aufklären 374 

KI-generierte Inhalte begegnen uns überall. Doch wir alle tun uns oft schwer, diese zu 375 
erkennen, weil sie oft kaum von echten Inhalten zu unterscheiden sind. Viele Menschen 376 
nutzen ChatGPT und andere Sprachmodelle, ohne sich bewusst zu sein, wie viele Fehler in 377 
diesen Systemen stecken. Daher braucht es dringend ein landesweites Bildungsprogramm, 378 
das über die Funktionsweise und Risiken von KI-Systemen aufklärt und für den Umgang mit 379 
ihnen sensibilisiert. 380 

Als Linke wollen wir: 381 
• Ein landesweites Bildungsprogramm, das über die Funktionsweise und Risiken von KI-382 

Systemen aufklärt und für den Umgang mit ihnen sensibilisiert 383 
• Förderung von Schulen, Hochschulen und Weiterbildungseinrichtungen, um den 384 

Umgang und die Risiken von KI-Systemen als Grundkompetenz zu verankern 385 

4.6 Netz-Infrastruktur gehört in die Hände der Nutzenden 386 

Digitale Teilhabe darf nicht vom Geldbeutel, vom Wohnort oder vom Profitinteresse der 387 
Netzkonzerne abhängen. Wer heute keinen verlässlichen Internetzugang hat, ist vom 388 
gesellschaftlichen Leben abgeschnitten. Von Bildung und Arbeit, von Behörden, Kultur, 389 
Gesundheit, Mobilität, politischer Beteiligung und sozialem Austausch. Ein schnelles, stabiles 390 
und bezahlbares Netz ist keine Luxusfrage. Es ist Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge. Die 391 
Ausbaustrategie der Bundesregierung ist gescheitert: Statt einer flächendeckenden 392 
Versorgung für alle, führt der private Ausbau der Netze zu unnötigem Doppelausbau, 393 
während es in vielen Bereichen gar kein Netz gibt. Die Linke fordert auf Bundesebene 394 
deshalb die Vergesellschaftung und demokratische Gestaltung der Netzinfrastruktur: Wir 395 
brauchen eine Netzpolitik, die sich an den Bedürfnissen der Menschen orientiert, nicht an 396 
den Bilanzen von Telekommunikationskonzernen. Glasfaser, Mobilfunk und offene WLAN-397 
Netze gehören in die öffentliche Hand. 398 

4.6.1 Glasfaser bis in jedes Haus für alle. 399 

Wir wollen den flächendeckenden Ausbau echter Glasfaseranschlüsse bis in Gebäude und 400 
Wohnungen erreichen. Das Land NRW soll einen landesweiten Glasfaserplan mit 401 
verbindlichen Ausbauzielen, klaren Prioritäten und demokratischer Kontrolle entwickeln. 402 
Vorrang haben unterversorgte ländliche Räume, benachteiligte Stadtteile, öffentliche 403 
Einrichtungen, soziale Träger sowie Orte, an denen heute Menschen strukturell vom 404 
digitalen Leben ausgeschlossen werden. 405 
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Als Linke wollen wir: 406 
• die Vergesellschaftung der bestehenden Netzinfrastruktur 407 
• Glasfaser bis in jede Wohnung bringen als Standard und den Glasfaseranschluss 408 

bezahlbar machen 409 
• ein Landesprogramm „Glasfaser für alle“, das Kommunen beim eigenständigen oder 410 

gemeinwohlorientierten Ausbau unterstützt 411 
• gute Arbeitsbedingungen auf den Glasfaserbaustellen: Tarifbindung und klare 412 

Begrenzung der Subunternehmenskette 413 
• keinen unnötigen Doppelausbau mehr, sondern öffentliche Planung für den Ausbau in 414 

unterversorgten Gebieten 415 
• eine bessere Koordinierung von Tiefbau, Leerrohren, Straßenbau, Energie- und 416 

Wärmenetzen, damit nicht jede Straße mehrfach aufgebrochen wird 417 
• eine Landesstrategie für Glasfaser in Mehrfamilienhäusern, damit Mieter*innen nicht 418 

an Eigentümer*innen-Interessen, Bürokratie oder überhöhten Anschlusskosten 419 
scheitern 420 

4.6.2 Flächendeckende Mobilfunkversorgung ohne Ausreden 421 

Funklöcher sind das Ergebnis einer Politik, die Versorgungspflichten zu weich formuliert und 422 
sich zu lange auf die Versprechen privater Anbieter verlassen hat. Statt flächendeckender 423 
Versorgung gibt es auch hier unnötigen Doppelausbau. 424 

Egal, ob man auf dem Land lebt, auf Bus und Bahn angewiesen ist, im Außendienst arbeitet, 425 
Rettungsdienst leistet oder pendelt, alle Menschen brauchen ein stabiles Mobilfunknetz. 426 

Gerade in Notfällen darf die Verbindung nicht vom Zufall abhängen. Wir wollen die 427 
sogenannten weißen und grauen Flecken im Mobilfunk konsequent abbauen. Menschen 428 
brauchen verlässliche Versorgung – unabhängig davon, bei welchem Anbieter sie ihren 429 
Vertrag haben. Mobilfunk ist Teil moderner öffentlicher Sicherheit und sozialer Teilhabe. 430 

Als Linke wollen wir: 431 
• ein verbindliches Landesprogramm zum Schließen aller weißen Mobilfunkflecken 432 

konsequent verfolgen 433 
• eine bessere Versorgung entlang von Bahnstrecken, Landesstraßen, Schulwegen, 434 

touristischen Regionen und Einsatzwegen von Feuerwehr, Rettungsdiensten und 435 
Katastrophenschutz 436 

4.7 Recht auf bezahlbares Internet 437 

Wer wenig Geld hat, darf nicht vom Internet abgeschnitten werden. 438 
Grundsicherungsbeziehende, Rentner*innen mit kleiner Rente, Studierende, Auszubildende, 439 
Alleinerziehende, Geflüchtete, Wohnungslose und Menschen in prekären 440 
Beschäftigungsverhältnissen brauchen nicht weniger, sondern mehr Zugang zu digitaler 441 
Infrastruktur. Das bestehende Recht auf Mindestversorgung reicht nicht aus. Es garantiert 442 
keine zeitgemäße Teilhabe, keinen Glasfaseranschluss und keine echte soziale Absicherung 443 
gegen digitale Ausgrenzung. Wir treten als Linke deutschlandweit für ein Recht auf 444 
schnelles, stabiles und bezahlbares Internet ein. Der Zugang für die gesellschaftliche 445 
Teilhabe muss öffentlich abgesichert werden.  446 
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Wir setzen uns dafür ein, dass sich das Land NRW und seine Kommunen an dieser 447 
Absicherung beteiligen. 448 

Als Linke wollen wir: 449 
• kostenloses WLAN in öffentlichen Gebäuden, öffentlich geförderten Einrichtungen 450 

und zentralen öffentlichen Räumen  451 
• einen landesweiten Digital-Teilhabefonds für Menschen, die sich Anschluss, Router, 452 

Endgerät oder laufende Kosten nicht leisten können 453 
• Internetzugang als Teil sozialer Infrastruktur in Wohnheimen, Unterkünften, 454 

öffentlichen Einrichtungen und Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe 455 


